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Antrag 

der Abgeordneten Ruhnke, Schwann, Dr. Bartram, 
Geiger (München), Elsner, Dr. Elbrächter und Genossen 


betr. Antrag auf Erstattung eines Rechtsgutachtens über 
die Zuständigkeit des Bundes auf Gebieten des 
Wasser rechts sowie des Wasser- und Bodenver- 
bandsrechts 


Der Bundestag wolle beschließen : 

Bundesrat und Bundesregierung werden gebeten, sich dem anliegenden 
Entwurf eines gemeinsamen Antrages des Bundestages, des Bundes- 
rates und der Bundesregierung an das Bundesveriassungsgerlcht auf 
Erstattung eines Rechts gutachtens über die Zuständigkeit des ßundes 
auf Gebieten des Wasserrechts sowie des Wasser- und Bodenver- 
bandsrechts anzuschlicßen. 
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An das 

Bundesverfassungsgericht 

Karlsruhe 


Entwurf 


betr. Antrag auf Erstattung eines Rechtsgutachtens über 
die Zuständigkeit des Bundes auf Gebieten des 
Wasserrechts sowie des Wasser- und Bodenver- 
bandsrechts 


A. Der Bundestag, der Bundesrar und die Bundesregierung bean- 
tragen gern. § 97 des Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht 
vom 12 März 1951 (BGBl. I S. 243 ff.) die Erstattung eines 
Gutachtens über folgende Fragen: 

I. 1. Hat der Bundesgesetzgeber unter der Voraussetzung des 
Art. 72 Abs. 2 GG auf Grund des Art. 74 Nr. 21 GG 
in Verbindung mir Art. 89 Abs. 2 GG über die gesetz- 
lichen Möglichkeiten nach Art. 75 Nr. 4 GG hinaus eine 
Vollkompetcnz, die Rechtsverhältnisse der Bundeswasser- 
straßen zu regeln, auch sofern solche Regelungen sich 
nicht auf das Verkehrswesen einschließlich ctes Ausbaues 
der Wasserwege beschränken? 

2. Ist der Bund berechtigt, 

a) für den Fall, daß die Frage zu Nr. 1 ganz oder teil- 
w^eise bejaht wird, die von ihm getroffenen Regelungen 

b) die für die Bundeswasserstraßen geltenden Landes- 
gesetze 

gemäß Art. 89 Abs. 2 GG durch eigene Behörden durch- 
zuführen, auch soweit cs sich nicht um den Verkehr 
einschließlich des Ausbaues der Wasserwege handelt? 

3. Ist es mit dem Grundgesetz zu vereinbaren, daß nach 
dem Preußischen Gesetz zur Einschränkung der Rechte 
am Wasser vom 19. März 1935 (GS. S. 43) die Zustimmung 
des Bundesministers für Verkehr zur Einleitung eines 
Verfahrens auf Verleihung eines Rechtes an Bundeswasser- 
straßen erforderlich sein soll, und zwar audi dann, wenn 
es sich nicht um die Wahrung von Verkehrsinteressen 
handelt? 

IL Ist der Bund befugt, die Fragen des Eigentums an den Ober- 
flächengewässern (am Wasser und am Gewässerbett) zu regeln? 

IIL 1. Erstreckt sich die konkurrierende Gesetzgebung des Bundes 
nach Art. 75 Nr. 11, 17, 18, 19 und 20 GG auf das 
Recht der Boden- und Wasser verbände? 

2. Hat für den Fall, daß die Frage zu Nr. 1 verneint wird, 
der Bund nach Art. 75 Nr. 4 GG unter den Voraus- 
setzungen des Art. 72 GG das Recht, Rahmen Vorschriften 
über das Wasser- und Bodenverbandswesen zu erlassen? 
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B. Der Buadesrat hat in seiner Sitzung am 25. April 1952 auf 
Antra!^ de? Landes Hessen gegen die Stimme des Landes Bayern 
beschlossen ; 

„Die Bundesregierung wird ersucht, von ihrem Redit zum Erlaß 
von Rahmen bcstimmungen auf dem Gebiete des Wasserhaus- 
halts gern. Art. 7 3 Nr.4 GG baldmöglichst Gebrauch zu machen.” 

Außerdi'm hat der Bundestag in seiner Sitzung am 17. Februar 
1955 auf einen interfraktionellen Antrag der Abgeordneten Ruhnke, 
Sdiwann, Geiger (München), Elsner und Genossen (Drucksache 561) 
hin einstimmig folgenden Beschluß gefaßt: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, 
angesichts der immer größer werdenden Sdiwicrigk eiten in der 
gesamten Wasserwirtschaft und auf Grund der bereits seit 1950 
in den zastäadigen Bundesministerien getroffenen Vorarbeiten 
den Entwurf für wassergc'^etzliche Rahmenbestimmungen des 
Bundes kurzfristig vorzulcgcn.” 

In Anerkennung der vom Bundesrat und Bundestag in vorstehenden 
Beschlüssen zum Ausdruck gebrachten Dringlichkeit einer Neure- 
gelung des Wasserrechts befaßt sich die Bundesregierung in den 
einzeiviCn Ressorts seit mehreren Jahren mit der Ausarbeitung von 
Gesetzentwürfen, deren verfassungsrechtliche Grundlage zum Teil 
von den Bundesländern bestritten wird. Folgende Gesetzentwürfe 
sind Gegenstand von Erörterungen der einzelnen Bundesressorts 
gewesen: 

!. Der Entwurf e ncs Gesetzes zur Ordnung des Wasserhaushalts; 

2. der Entwurf eines Gesetzes zum Schutze des Grundwassers; 

3. der Entwurf eines Gesetzes zur Reinhaltung der Bundeswasser- 
straßen; 

4. der Entwurf eines Gesetzes zur Förderung der Wasser- und 
Abwasserhygiene; 

5. der Entwurf eines Gesetzes über Wasser- und Bodcnvcrbändc. 

Verfassungsrechtlidi untersclieiden sich die Entwürfe insofern, als 
sich 

die Entwürfe zu Nr. 1 und 2 auf Art. 75 Nr. 4 GG, 

der Entwurf zu Nr. 3 auf Art. 74 Nr. 21 GG, 

der Entwurf zu Nr. 4 auf Art. 74 Nr. 19 und Nr, 20 GG, 

der Entwurf zu Nr. 5 auf Art. 74 Nr. 17, 18, 19, 20 GG stützen. 

Bundesrat und Bundestag haben mit oben näher bczcichnctcn 
Beschlüssen auf eine schnelle Neuregelung des Wasscrrechts ge- 
drängt, da diese aus Gründen des Gemeinwohls dringend erforder- 
lich ist und die Wirtsdiaft durch eine Verzögerung der Gesetz- 
gebung Schaden erleidet. Die umfangreichen Vorarbeiten können 
jedoch nur abgeschlossen werden, wenn die verfassungsrechtliche 
Zuständigkeit vorher klargcstellt ist. Hieraus und um etwaigen 
späteren Angriffen, die die Durchführung gesetzlicher Bestim- 
mungen verzögern würden, vorzugreifen, ergibt sich schon jetzt 
die Notwendigkeit, das Bundesverfassungsgericht mit diesen 
Zuständigkeitsfragen zu befassen. 
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